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Im Fokus

Im Februar 2010 gab die griechische Re-
gierung zu, mittels Devisen-Swaps die 
Höhe der Zinszahlungen geschönt zu ha-
ben. Dabei wurden Zinszahlungen vom 
laufenden Jahr in künftige Haushaltsjahre 
transferiert. Gleichzeitig wurde über das 
Ausmaß der Verschuldung und die Kredit-
würdigkeit Griechenlands spekuliert. Nun 
muss Griechenland harte Sparmaßnah-
men einleiten, um kurzfristig die Aufl agen 
des Rettungspakets und langfristig die 
Vorgabe des europä ischen Stabilitäts- 
und Wachstumspakts wieder einhalten 
zu können. Um die Stabilität des Euro si-
cherzustellen, verlangt dieser, dass das 
Haushaltsdefi zit die Höhe von 3 Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts (BIP) nicht 
überschreiten darf und die Gesamtschul-
den maximal 60 Prozent des BIP betra-
gen dürfen.

Dass Mitgliedsländer gegen Stabilitätskri-
terien verstoßen, ist keine Seltenheit. Was 
das Haushaltsdefi zit betrifft, hat Deutsch-
land jahrelang die Drei-Prozent-Grenze 
ohne Sanktionen überschritten. Offenbar 
wurde nur ein geringes Risiko für die Sta-
bilität des Euro gesehen, wenn Mitglieds-
länder mit geringem Schuldenstand in 

Zeiten wirtschaftlichen Abschwungs die 
Drei-Prozent-Grenze verfehlten.

Anders sieht es in Bezug auf das Verhält-
nis von Schulden zum BIP aus. Die Ver-
letzung der Schuldengrenze signalisiert, 
dass der Handlungsspielraum im laufen-
den Haushalt durch Zins und Tilgung 
eingeschränkt ist. Bereits 2008 haben 
mehrere Mitgliedsstaaten gegen das 
60-Prozent-Kriterium verstoßen. Dieses 
Kriterium wird zunächst aus einer ein-
fachen Formel abgeleitet.
 

Bei näherer Betrachtung sind sowohl 
 Zäh ler als auch Nenner ermessensbe-
haftet.

BIP
Die Ermittlung des BIP erweist sich als 
äußerst komplex. Gerade was die Wert-
schöpfung betrifft, ist ein Rückgriff auf 
Schätzverfahren unerlässlich. Länder mit 
hohem BIP können sich einen höheren 
Schuldenstand erlauben, was Begehrlich-

Die aktuelle Diskussion um die Verschuldung Griechenlands wirft Fragen in Be-

zug auf die Qualität der Datenmeldungen zur Verschuldung im Euroraum auf. 

Dabei wird auch über die Kreditwürdigkeit der Länder im Euroraum diskutiert. 

Gerade die abrupte Änderung von Ratings zeigt, dass es selbst für Fachleute 

schwer ist, eine Beurteilung der öffentlichen Haushaltswirtschaft vorzuneh-

men. Die Frage ist auch, ob die Einführung der Doppik in Deutschland für zuneh-

mende Transparenz über die öffentliche Verschuldung sorgen kann. 

Rechnungswesen und europäische 
Finanzstatistik – Bringt die Doppik 
mehr Transparenz?

BIP

Verschuldung
^ 60%
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keiten zur Ausnutzung von Ermessens-
spielräumen mit sich bringen kann. Man-
chen Ländern wurde beispielsweise vor-
geworfen, durch die Berücksichtigung 
der Schattenwirtschaft im BIP diese 
Kennzahl geschönt zu haben.

Verschuldung
Die Verschuldung ist gegenwärtig der 
Hauptdiskussionspunkt. Gerade der Vor-
wurf der Bildung von Schattenhaushalten 
ist angesichts der angespannten Haus-
haltssituation häufi g zu hören. Ebenso 
wird alternativen Finanzierungsformen 
wie Leasing und Public Private Partner-
ships (PPP) eine Verschleierung der tat-
sächlichen Schuldenlast unterstellt.

Zusammenspiel der Akteure
Um die Spielräume bei der Ermittlung 
von BIP und Verschuldung zu reduzieren 
und um einheitliche Regelungen zu schaf-
fen, liegt mit dem Europäischen System 
Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnung 
(ESVG 95) ein Regelwerk vor, das eine 
einheitliche Auslegung ermöglichen soll. 
Unterschiedliche Auffassungen zu den 
Datenmeldungen werden in der Regel 
zwischen den Rechtsabteilungen der 
Behörden direkt geklärt. Eine Prüfung 
durch einen externen Gutachter erfolgt 
nicht. Mit dem Statistischen Amt der 
 Europäischen Gemeinschaft (Eurostat) 
besteht eine Institution, die Datenmeldun-
gen der Mitgliedsländer entgegennimmt. 
Das Amt besitzt allerdings nur einge-
schränkte Kompeten zen zur Kontrolle der 
Daten. Bereits im Jahr 2005 hatte Euro-
stat weitere Befugnisse zur Überprüfung 
von gemeldeten Daten eingefordert, war 
jedoch am Widerstand der Mitgliedsstaa-
ten geschei tert. Zwar bestehen nun Vor-
schläge zur Ausweitung der Kompe-
tenzen von Euro stat, allerdings ist offen, 
ob bzw. auf welchen Kompromiss sich 
die Mitgliedsländer einigen werden.

Die Meldung der Daten an Eurostat so-
wie die Entscheidungen der EU-Kom-

mission über eventuelle Defi zitverfahren 
stellen die beiden letzten Schritte in die-
sem Prozess dar. Basis sind die Daten 
des öffentlichen Rechnungswesens der 
Gebietskörperschaften.

ten Sektor das externe Rechnungswesen 
in den vergangenen Jahren immer mehr 
vereinheitlicht wurde (Stichwort: Interna-
tional Financial Reporting Standards – 
IFRS), verwenden die europäischen Län-
der völlig unterschiedliche Standards im 
öffentlichen Rechnungswesen.

Die meisten Formen des öffentlichen 
Rechnungswesens bewegen sich zwi-
schen den beiden Eckpunkten „Cash Ba-
sis Accounting“ (rein zahlungsstromorien-
tiert, in Deutschland: Kameralistik) und 
„Full Accrual Accounting“ (periodenge-
rechte Erfolgsermittlung mittels Bilanz- 
bzw. Vermögensvergleich, in Deutsch-
land: Doppik).

Gerade bei Mischformen mit Tendenz zu 
Zahlungsströmen werden bestimmte 
Werte nicht ermittelt. Dadurch sind in vie-
len Fällen verlässliche Informationen nur 
über die Geldschulden verfügbar (expli-
zite Verschuldung). Informationen über 
das Ausmaß zukünftiger Zahlungsver-
pfl ichtungen wie staatliche Pensionszu-
sagen, die erst in Zukunft zu Auszahlun-
gen führen (implizite Verschuldung), blei-
ben oft verborgen.

Die Situation in Deutschland
Das öffentliche Rechnungswesen in 
Deutschland befi ndet sich derzeit auf dem 
Weg von der Kameralistik zur Doppik. Die 
Reformen sind jedoch un terschiedlich 
weit fortgeschritten. Zahlreiche Kommu-
nen haben die Doppik eingeführt oder be-
fi nden sich in der Umstellungsphase. Die 
meisten Flächenländer haben ihren Kom-
munen unterdessen die Doppik verbind-
lich vorgegeben; in einzelnen Bundes-
ländern bestehen Wahlrechte zwischen 
Kameralistik und Doppik. 

Auf Ebene der Landesverwaltun gen 
sowie des Bundes sind die Reformen 
weniger weit vorangekommen. Die sich 
abzeichnen den Unterschiede in den Stan-
dards der kom munalen Doppik zwischen 

Gebietskörperschaften

Bund, Länder, Gemeinden

Kameralistik / Erweiterte Kameralistik / 
Doppik

Ermittlung der Daten über die Verschuldung / 
Datenmeldung Finanzstatistik

Eurostat

Auswertung der Verschuldungsdaten

Europäische Kommission

Entscheidung über Defizitverfahren

Statistische Ämter

Statistische Landesämter / Statistisches 
Bundesamt

Konsolidierung auf Länder- und 
Bundesebene / 

Verarbeitung der Verschuldungsdaten

Die Überprüfung und Auswertung der 
Datenmeldungen sind nicht einfach. 
Durch Plausibilitätskontrollen können In-
konsistenzen transparent werden (zum 
Beispiel: Ist das Verhältnis von Zinszah-
lungen zum Schuldenstand plausibel?). 
Solche Plausibilitätschecks können Fra-
gen hinsichtlich der Datenqualität nach 
sich ziehen und einen Anhaltspunkt für 
weitere Überprüfungen geben.

Rechnungswesen der Gebiets-
körperschaften als Basis für 
die Finanzstatistik
Die Unsicherheit beginnt bereits an der 
Basis der Datenermittlung bei den Ge-
bietskörperschaften. Während im priva-

Quelle: Eigene Darstellung
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schränkt, was eine Erfassung als Ver-
schuldung wirtschaftlich rechtfertigt.

Was PPP-Modelle – wie beispielsweise 
Straßen-, Brücken- oder Tunnelprojekte – 
betrifft, so besteht gerade bei Dienstleis-
tungskonzessionen eine Vielzahl unter-
schiedlicher Gestaltungsmöglichkeiten. 
Häufi g führen diese Formen zu außerbi-
lanziellen Verpfl ichtungen. Transparenz 
ergibt sich in diesen Fällen meist nur aus 
qualitativen Informationen. Quantitative 
Informationen sind daher kaum auf natio-
naler Ebene auswertbar.

Die Einbeziehung der öffentlichen 
Unternehmen
Nach Umstellung des Einzelabschlusses 
(Kernverwaltung) von der Kameralistik zur 
Doppik befi nden sich einige Kommunen 
bereits auf dem Weg zu kommunalen Ge-
samtabschlüssen (Konzernabschlüssen). 
Hierdurch werden die Unternehmen im 
Besitz der Kommune einbezogen. Auch 
dadurch kann eine zunehmende Transpa-
renz über die Ver schuldung der Kommu-
nen resultieren. Beispielsweise sehen 
die Regelungen des ab 2010 anzuwen-
denden Bi lanzrechtsmodernisierungsge-
setzes (BilMoG) die Pfl icht zur Einbezie-
hung (Vollkonsolidierung) von Zweckge-
sellschaften vor, was für zunehmende 
Transparenz sorgt. 

Derzeit sind die Schulden öffentlicher 
Ausgliederungen in Deutschland nicht in 
der laufenden Statistik enthalten. Zumeist 
werden die Schulden von Eigen betrieben 
nur nachrichtlich angegeben. Was Eigen-
gesellschaften in meist privater Rechts-
form betrifft, sind überhaupt keine fort-
laufend ermittelten Informatio nen über 
das Ausmaß der Schulden vorhanden. 
Die künftige Pfl icht zur Erstellung von Ge-
samtabschlüssen inklusive der Ausglie-
derungen in Unternehmen wird zusätz-
liche Transparenz schaffen. Wie der Ein-
gang in die öffentliche Sta tistik aussehen 
wird, ist dabei allerdings offen. Dazu wäre 

den Bundesländern, die uneinheitliche 
Festlegung auf Doppik und (erweiterte) 
Kameralistik sowie die Übergangsphase 
bei der Umstellung werden eine fi nanz-
statistische Auswertung der Verschul-
dungsdaten durch Ämter und Institutio-
nen erschweren.

Zunehmende Transparenz durch 
Doppik?
Gesichert erscheint, dass die Doppik 
mehr Transparenz über eine implizite Ver-
schuldung schafft. Aufschlüsse darüber 
ergeben sich beispielsweise aus der Bi-
lanzierung und Bewertung von Pensions-
zusagen.1 Die Kameralistik liefert keine 
Informationen über das Ausmaß des Pen-
sionsanspruchs von Beamten und Ange-
stellten der öffentlichen Hand. Zwar sind 
auf kommunaler Ebene die Ansprüche 
oft über Pensionskassen fi nanziert und 
es besteht eine Kapitaldeckung; allerdings 
liegen gerade auf Ebene der Bundeslän-
der sowie des Bundes keine Ka pital-
deckun gen vor. Umlagefi nanzierte Pen-
sionszusagen engen im kameralistischen 
Haushalt den Handlungsspielraum ein, 
handelt es sich doch um in der Vergan-
genheit (Dienstzeit des Beamten) begrün-
dete Ansprüche, die zu Zahlungsabfl üs-
sen in der laufenden sowie in künfti gen 
Perioden führen. Durch die Einführung 
der Doppik wird dieser Bestandteil der 
über die Geldschulden hinausgehenden 
Verschuldung transparent. Eine doppi-
sche Rechnungslegung sorgt dabei für 
die verursachungsgerechte Aufwandser-
fassung des Pensionsanspruchs im jewei-
ligen Haushaltsjahr.
 
Allerdings bedeutet die Anwendung der 
Doppik nicht, dass die Pensionsverpfl ich-
tungen einheitlich bewertet werden. Ak-
tuell bestehen unterschiedliche Konzepte 
der Bundesländer, die sich insbesondere 
durch den verwendeten Diskontierungs-

1  Wobei Pensionsrückstellungen allerdings nicht in jedem Bundesland 
bei der Kommune gebildet werden (in Baden-Württemberg zum 
Beispiel beim Kommunalen Versorgungswerk Baden-Württemberg).

zinssatz unterscheiden. Gerade bei Ge-
bietskörperschaften mit wesentlichen 
Pensionsverpfl ichtungen kann bereits ein 
Unterschied von einem Prozentpunkt ei-
nen enormen Effekt auf die Rückstellungs-
höhe mit sich bringen.

Ferner können alternative Finanzierungs-
formen (außer dem klassischen Kauf und 
der Finanzierung über Kredit) zu einer 
Verschuldung führen, die sich nicht in 
Geldschulden niederschlägt. Bund, Län-
der und Gemeinden haben in den letzten 
Jahren zahlreiche Leasing- bzw. PPP-Mo-
delle umgesetzt, um langfristige Projekte 
der Daseinsvorsorge fi nanzieren zu kön-
nen. Zwar haben steuerliche Restriktio-
nen zu einem Rückgang der Leasingmaß-
nahmen geführt, allerdings sind gerade in 
Zeiten leerer Kassen alternative Finanzie-
rungsformen häufi g notwendig, um grö-
ßere Projekte realisieren zu können. Die 
Einführung der Doppik kann an dieser 
Stelle für mehr Transparenz sorgen. Da 
die bilanzielle Zuordnung der Leasingge-
genstände und -verbindlichkeiten auf 
steuerlichen Leasingerlassen basiert, er-
folgt nicht in jedem Fall eine Zurechnung 
zum wirtschaftlichen Eigentümer, bei 
dem die überwiegenden Chancen und 
Risiken verbleiben. Allerdings sorgt die 
Notwendigkeit zur Darstellung der sons-
tigen fi nanziellen Verpfl ichtungen im An-
hang für Transparenz. Gerade daraus sind 
künftige Mittelabfl üsse ersichtlich. 

Offen ist jedoch, ob bzw. wie die Aggre-
gation dieser Informationen zu statisti-
schen Zwecken künftig erfolgt. Eine ein-
heitliche Vorgabe zur Berichterstattung 
über diese außerbilanziellen Finanzierun-
gen würde eine Auswertung auf natio-
naler Ebene begünstigen. Zumeist wer-
den in diesen Fällen künftiger Nutzen 
(durch Bereitstellung von Leistung) und 
künftige Belastung des Haushalts im Fall 
von Leasing einhergehen. Die künftigen 
Handlungsspielräume sind jedoch bereits 
mit Realisierung der Projekte einge-
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eine einheitliche Vor gehensweise wün-
schenswert. 

Bei manchen Ausgliederungen kann da-
rüber diskutiert werden, ob die Schulden 
des entsprechenden Unternehmens auch 
als Schulden der öffentlichen Hand ange-
sehen und so in die Statistik aufgenom-
men werden sollen. Vor dem Hintergrund 
einer Vergleichbarkeit im Rahmen der 
Stabilitätskriterien müsste die Betrach-
tung zudem europaweit auf derselben 
Ba sis erfolgen. Grundsätzlich sollte es 
bei wirtschaftlicher Betrachtung aber 
keine Rolle spielen, in welcher Rechts-
form staat liche Aktivitäten durchgeführt 
werden, selbst wenn es sich um Aus-
gliederungen handelt, deren Aktivitäten 
kaum Risiken für den Steuerzahler mit 
sich bringen. Der durch die ausgelager-
ten Unternehmen vergrößerte Ausweis 
der Verschuldung dürfte jedoch nicht 
dazu führen, dass weitere Privatisie-
rungsschübe entstehen (Reduktion der 
Verschuldung durch Verkauf öffentlicher 
Unternehmen). 

Aus der ausschließlichen Betrachtung der 
Verschuldung sind nur bedingt Aussagen 
über die Stabilität bzw. Belastung öffent-
licher Haushalte möglich. Die Vermögens-
seite darf daher nicht außer Acht gelas-
sen werden. Kommunen, die über ein 
größeres disponibles bzw. veräußerbares 
Vermögen verfügen, sollten sich eine hö-
here Verschuldung leisten können. Ein 
ähnliches Beispiel liegt dem 60-Prozent-
Kriterium zugrunde (höheres BIP gestat-
tet höhere absolute Schulden). Auch in 
dieser Hinsicht kann die Doppik für zu-
nehmende Transparenz  sorgen. 

Standardisierung tut not
Festzuhalten ist, dass zumindest theore-
tisch die Doppik die Verschuldung der 
öffentlichen Hand umfassender darstellt 
als in der bisherigen kameralen Welt. 
Doppische Daten müssen zudem im Pro-
zess der Datenmeldung an Eurostat nicht 

durch komplexe und ermessensbehaftete 
Simulationsrechnungen ermittelt werden. 

Allerdings sind die Konzepte von Bund, 
Ländern und Kommunen unterschiedlich. 
Ebenso bestehen je nach Bundesland 
große Unterschiede beim Fortschritt der 
Modernisierung des Rechnungswesens. 
Weil sich innerhalb Deutschlands kein 
einheitliches System durchsetzen konnte, 
sind Abstimmungsschwierigkeiten bei 
der  Finanzstatistik absehbar.

Mit dem Beginn des Jahres 2010 ist das 
modernisierte Haushaltsgrundsätzege-
setz (HGrG) in Kraft getreten, mit dem 
die Doppik in ganz Deutschland Bestand-
teil des Haushaltsrechts wird. Gleichzeitig 
wird durch das HGrG aber ein „Nebenein-
ander“ von Kameralistik, die nach wie 
vor gewählt werden kann, und Doppik 
etabliert. Durch die Ausrichtung an den 
Rechnungslegungsvorschriften des HGB 
sowie durch das neu geschaffene Stan-
dardisierungsgremium von Bund und Län-
dern wird mittelfristig eine stärkere Kon-
vergenz der unterschiedlichen doppi schen 
Standards in Deutschland erwartet. 

Gegenwärtig wird das HGB zunehmend 
durch die internationale Rechnungsle-
gung beeinfl usst. So hat das Bilanzrechts-
modernisierungsgesetz (BilMoG) teilwei-
se zu einer Angleichung an die internatio-
nalen Rechnungslegungsstandards IFRS 
geführt. Die Frage besteht, ob den Inter-
national Public Sector Accounting Stan-
dards (IPSAS) – das Pendant der IFRS im 
öffentlichen Sektor – künftig eine ähn-
liche Bedeutung im staatlichen Bereich 
zukommen wird. In der Europäischen 
Kom mission und in weiteren europäi-
schen Staaten, darunter der Schweiz und 
den Niederlanden, sind bereits Erfahrun-
gen mit dem Regelwerk vorhanden. 

Ausblick und Fazit
Noch ist nicht erkennbar, welche Konse-
quenzen die Diskussion um die öffentli-

che Verschuldung in Europa haben wird. 
Die Diskussion allein aber könnte bereits 
die Harmonisierung des öffentlichen 
Rechnungswesens in Europa voranbrin-
gen. Ein einheitliches Regelwerk sowie 
die Verabschiedung desselben in Geset-
zesform erscheinen dabei als wesentlich. 
Durch die zunehmende Verlagerung von 
Kompetenzen nach Brüssel sowie durch 
den Beitritt weiterer Nationen zur EU ist 
es durchaus möglich, dass von europäi-
scher Seite künftig Vorgaben gemacht 
werden, die direkte Auswirkungen auf 
das öffentliche Rechnungswesen und die 
Ermittlung der Verschuldung haben. 

Allerdings darf dabei nicht außer Acht 
bleiben, dass auch ein komplett harmo-
nisiertes doppisches System in allen 
Staaten der EU einen zweiten „Fall Grie-
chenland“ nicht verhindern kann. Ermes-
sens- und Gestaltungsspielräume sind 
bei allen Bilanzierungsregelwerken vor-
handen. Aus diesem Grund kommt dem 
Enforcement des Regelwerks verstärkte 
Bedeutung zu.

Damit stellt sich die Frage zusätzlicher 
Kompetenzen für Eurostat bei der Kon-
trolle der Daten, die aus den Mitglieds-
ländern geliefert werden. Sofern dies 
scheitert, könnte eine Ausweitung der 
Befugnisse des EU-Rechnungshofs in 
Luxemburg geeignet sein, für eine stär-
kere Verlässlichkeit der Daten und zusätz-
liche Transparenz zu sorgen. Aufgabe des 
EU-Rechnungshofs ist es zu prüfen, ob 
die vom Steuerzahler aufgebrachten Mit-
tel der EU ordnungsgemäß vereinnahmt 
und rechtmäßig, wirtschaftlich sinnvoll 
und zweckgebunden ausgegeben wer-
den. Gerade im Hinblick auf die zuneh-
mende Umverteilung von Geldern über 
die EU könnte eine Ausweitung der Be-
fugnisse sinnvoll sein. Allein die Existenz 
zusätzlicher Kontrollmöglichkeiten könnte 
eine präventive Wirkung auf die Daten-
qualität entfalten. p 
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